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Vorblatt 


Entwurf eine Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die friedliche Ver- 
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre 
Gefahren (Atomgesetz) 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, 
Kirst und Genossen) 


A. Zielsetzung 

Die Bundesregierung hat auf Drucksache VI/2868 den Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun- 
gen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge — Bundes-Immissionsschutzgesetz — 
vorgelegt. Nach § 2 Abs. 2 dieses Entwurfs gelten die Vor- 
schriften des Immissionsschutzgesetzes nicht für die den Vor- 
schriften des Atomgesetzes unterliegenden Anlagen. Da von 
Atomanlagen nicht nur die spezifischen Gefahren der Kern- 
energie oder ionisierender Strahlen ausgehen können, d. h. 
also schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Entwurfs 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes möglich sind, müßte das 
Atomgesetz entprechend ergänzt werden. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den 
Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) stellt sicher, daß im 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren auch die Genehmi- 
gungsvoraussetzungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
geprüft werden. Er bezweckt eine Konzentrierung des Geneh- 
migungsverfahrens . 

Der Entwurf sollte zweckmäßigerweise mit dem Entwurf des 
Bundes-Immissionsschutzsgesetzes verbunden werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Sachgebiet 751 


Antrag 

der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, Kirst und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die friedliche Verwendung 
der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 

(Atomgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die friedliche Verwendung der 
Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (Bundesge- 
setzbl. I. S. 814), zuletzt geändert durch das Kosten- 
ermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden nach den Worten „Zweck dieses 
Gesetzes ist" das Komma gestrichen und folgende 
Worte eingefügt: 

„es, insbesondere". 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 5 werden die Worte „ , der 
Luft" gestrichen, der Punkt am Schluß durch 
ein Komma ersetzt sowie folgende Num- 
mern 6 bis 8 angefügt: 

„6. durch die Errichtung und den Betrieb 
der Anlage schädliche Umwelteinwirkun- 
gen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen 
für die Allgemeinheit und die Nachbar- 
schaft nicht hervorgerufen werden kön- 
nen, 

7. die dem Stand der Technik entsprechen- 
den Maßnahmen zur Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen getrof- 
fen werden, und sichergestellt ist, daß 
die beim Betrieb der Anlage entstehen- 


den Abfallstoffe ordnungsgemäß besei- 
tigt werden können, 

8. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes, der 
Errichtung und dem Betrieb der Anlage 
nicht entgegenstehen." 

b) Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Die Genehmigung darf in den Fällen des 
§ 7 Abs. 2 Nr. 5 bis 8 nur im Benehmen mit 
den für den Immissionsschutz zuständigen 
Landesbehörden erteilt werden." 

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

d) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

3. In § 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „§ 1" 
durch die Worte „diesem Gesetz" ersetzt. 

4. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für Verwaltungsmaßnahmen 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 bis 8." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 13. Juni 1972 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat auf Drucksache VI/2868 
den Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor schäd- 
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini- 
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge — Bundes-Immissionsschutzgesetz — 
vorgelegt. Nach § 2 Abs. 2 dieses Entwurfs gelten 
die Vorschriften des Immissionsschutzgesetzes nicht 
für die den Vorchriften des Atomgesetzes unter- 
liegenden Anlagen, soweit es sich um den Schutz 
vor den Gefahren der Kernenergie oder der schädi- 
genden Wirkung ionisierender Strahlung handelt. 
Das bedeutet aber, daß für solche Anlagen hinsicht- 
lich des Schutzes gegen sonstige Umwelteinwirkun- 
gen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und 
die Nachbarschaft eine zusätzliche Genehmigung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erforder- 
lich ist. 

Der Grundsatz der Konzentrationswirkung im Ge- 
nehmigungsverfahren fordert aber aus Gründen 
der Effektivität des Genehmigungsvorbehalts, der 
Verwaltungsvereinfachung, der Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit und nicht zuletzt der Beschränkung 
des Aufwandes der Antragsteller und der Dauer 
der Genehmigungsverfahren, daß die Genehmigun- 
gen gemäß § 7 des Atomgesetzes und gemäß § 6 des 
Entwurfs des Bundes-Immissionsschutzgesetzes von 
derselben Behörde erteilt werden. 

Der vorliegende Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die friedliche Ver- 
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren stellt sicher, daß im atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren auch die Genehmigungs- 
voraussetzungen nach dem Bundes-Immissions- 
schutzgesetz geprüft werden müssen. Er dient der 
Konzentrierung des Genehmigungsverfahrens. 


Der Entwurf sollte zweckmäßigerweise mit dem Ent- 
wurf des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 54) 
verbunden werden. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Atomgesetz) 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß in § 1 
nicht die einzigen Ziele des Atomgesetzes genannt 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 7 Abs. 2 Atomgesetz) 

j Die Ergänzungen des § 7 entsprechen den in § 6 des 
Entwurfs des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ge- 
nannten Genehmigungsvoraussetzungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 7 Abs. 2 Atomgesetz) 

Diese Änderung folgt aus der Änderung des § 1. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 25 Abs. 1 Atomgesetz) 

Diese Ergänzung ist wegen Artikel 87 c Grundgesetz 
erforderlich, da sich die Bundesauftragsverwaltung 
nur auf die Abwehr von Gefahren der Kernenergie 
oder ionisierender Strahlen erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Zu Artikel 3 

! Inkrafttreten 
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